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Weltweite Proteste gegen den brutalen und völkerrechtswidrigen Überfall auf Venezuela:

Weiter auf der Rückseite, Nachdruck aus der UZ, der Wochenzeitung der DKP, siehe auch SDAJ https://www.sdaj.org/
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Höhere Grundsteuern seit 2025, höhere Wasserpreise in Bad Kreuznach und Umland, 
Parkgebühren für Anwohner. Was kommt als nächstes?

.

Der tiefe Griff der Stadt in unsere Taschen 
und was das mit Landes- und  Bundespolitik zu tun hat

.

2025 wurden in Umsetzung eines Bundesgesetzes,  das CDU/CSU, SPD, GRÜNE und FDP 2018 beschlossen 
hatten, die Grundsteuer B  auch in Bad Kreuznach für bewohnte Immobilien teils massiv erhöht. Die individuelle 
Betroffenheit  war  unterschiedlich,  von mehreren Faktoren abhängig.  Gewerbeimmobilien sollten bis  zu 90 % 
entlastet werden, durch ein Landesgesetz „nur“ noch um bis zu 75 %. Schon zuvor wurden die Kommunen vom 
Land  gezwungen,  nach  altem  Recht  die  Grundsteuer  B  massiv  zu  erhöhen,  ansonsten  wären  die  meisten 
kommunalen Haushalte  nicht  genehmigt  worden.  Viele  Mieterinnen und Mieter  werden das erst  jetzt  mit  der 
Nebenkostenabrechnung für 2025 zu spüren bekommen.

Hier, wie bei den anderen Erhöhungen, zeigt sich  das Dilemma der Kommunen, die ständig neue Aufgaben 
bekommen,  aber  keine  entsprechende  Finanzierung  von  Land  und  Bund.  Und  das  Elend  jener 

https://www.sdaj.org/


Kommunalpolitiker,  die das zwar beklagen, aber dafür werben, am 22. März wieder die gleichen verantwortlichen 
Leute in den Landtag von Rheinland-Pfalz zu wählen, die uns das eingebrockt haben.

Parkgebühren für Anwohner, die selbst oder deren Vorbesitzer mit bis zu 90 % die Baukosten „ihrer“ Straßen zahlen 
mussten,  sollen  Haushaltslöcher  stopfen,  ebenso  eine  geplante  Bettensteuer.  Dehoga  läuft  Sturm  dagegen,  aber 
egoistisch,  ohne  Solidarität  mit  anderen.  Es  ist  dabei  fast  müßig  darüber  zu  diskutieren,  ob  denn  die  defizitäre  
Kreuznacher „Bäderlandschaft“ zu erhalten sei oder nicht. Fakt ist: die Pflichtaufgaben nehmen der Stadt die Luft für all  
das. Und nicht nur in Bad Kreuznach. Die wenigsten Städte haben einen so potenten Steuerzahler wie z. B. Ingelheim.

Zur Erhöhung der Wasserpreise um 14,5% seit 2024: Obwohl es die aktuelle Rechtslage nicht mehr erlaubt, kassieren 
die Anteilseigner der Stadtwerke, RWE und Enovos, mit 49 % Geschäftsanteil weiterhin auch beim Wassergeld mit.  
Zudem  sind  die  Stadtwerke  auch  von  den  hohen  Energiekosten  belastet,  wie  ihre  privaten  Kunden,  die  enorme 
Steigerungen gerade bei den Heizkosten zu beklagen haben. Und da sind wir dann wieder bei der „großen Politik“.

Der Schuss der Baerböcke, Russland mittels völkerrechtswidriger Sanktionen ruinieren zu wollen, ging voll nach hinten 
los. Das ökologisch schmutzige Frackinggas aus den USA kostet an der Grenze das Fünffache des Pipelinegases aus 
Russland. Das spürt  auch die Industrie,  wo sich Konkurse und Verlagerungen ins Ausland häufen. Wobei niemand 
darauf wettet,  dass  die  USA unter  Trump ihre Verträge so gewissenhaft  erfüllen werden wie die  Sowjetunion und 
Russland über 50 Jahre lang, egal, wie die politische Lage war.

Wenn jetzt Deutschland gegen ein Russland, dem alleine die NATO in Westeuropa um das 1,4-fache überlegen ist, außer 
bei Atomwaffen, „kriegstüchtig“ statt friedensfähig gemacht, der Ukrainekrieg weiter finanziert werden soll, dann fehlt 
das Geld nicht nur den Kommunen. Die ca. 120 Milliarden Euro, nach NATO-Kriterien, für Rüstung alleine 2026, 
werden auch in Bildung, Gesundheit, Pflege, Umweltschutz usw. fehlen. Kurzfristiges Wachstum dadurch kommt den 
Aktionären von Rheinmetall  usw. zugute.  Jede Rüstungsmillion hat  nur  1/3 des Arbeitsplatzeffektes wie in  zivilen 
Bereichen. Nichts Neues, u.a. früher auch von gewerkschaftsnahen Ökonomen immer wieder vorgerechnet.

Wer da dann noch meint, mit Debatten über Bäderlandschaften und Parkgebühren allein etwas bewegen zu können, hat 
entweder den sprichwörtlichen Schuss nicht gehört oder lenkt von den wirklichen Ursachen ab. Wohl auch, um im März 
wieder in den Landtag zu kommen. Das sollten wir nicht vergessen, wenn man um unsere Wählerstimmen anhält.

Venezuela….
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